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Traktandum RG 0167/2018: Umsetzung der Steuerreform und der AHV-Finanzierung 

 

Ziffer I. 
 
Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 1. Dezember 1985 

 

§ 24bis Abs. 1 (geändert) soll lauten: 

 
1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien, 

Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen und 

Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Veräusserung solcher Beteiligungsrechte sind 

nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im Umfang von 60% steuerbar, wenn diese 

Beteiligungsrechte mindestens 10% des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft 

oder Genossenschaft darstellen.  

 

§ 26 Abs. 1 lit. b (geändert) soll lauten: 

 
1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus 

Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen und 

dergleichen). Sie sind im Umfang von 60% steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte 

mindestens 10% des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 

darstellen. Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten im Sinne von Artikel 4a des 

Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer vom 13. Oktober 19651) an die 

Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahr als 

realisiert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung entsteht.  

 

Begründung: 

 

Die Teilbesteuerung von Dividenden will die wirtschaftliche Doppelbesteuerung des 

ausgeschütteten Unternehmensgewinns aus einer juristischen Person vermeiden. Der an den 

Beteiligungsinhaber ausgeschüttete Gewinn soll insgesamt nicht höher belastet werden als der 

gleich hohe Gewinn des Personenunternehmens. Da die steuerliche Vorbelastung der 

ausgeschütteten Unternehmensgewinne bei der Senkung der Gewinnsteuersätze erheblich 

abnimmt, kann grundsätzlich auch die Entlastung bei der Dividendenbesteuerung vermindert 

werden, ohne dass wirtschaftlich eine Doppelbelastung eintritt. Mit der Erhöhung der 

Teilbesteuerung wird eine rechtsformneutrale Besteuerung des Gewinns, der an die Inhaber 

des Unternehmens ausgeschüttet wird, angestrebt. In seiner Vorlage schlug der Regierungsrat 

deshalb bisher vor, die Dividenden aus massgeblichen Beteiligungen im Kanton Solothurn neu 

zu 70% (statt wie bisher zu 60%) zu besteuern. Der Bund schreibt den Kantonen diesbezüglich 

eine Mindestbesteuerung von 50% vor. Mit der Vorwärtsstrategie des Regierungsrates greift 



2  

 

die Argumentation der rechtsformneutralen Besteuerung aus Sicht des Beteiligungsinhabers 

jedoch nur sehr bedingt. Denn mit der Senkung des Gewinnsteuersatzes auf rund 13% geht im 

Kanton Solothurn aus Sicht des KMU-Eigners nicht nur eine Erhöhung der Teilbesteuerung (5,2 

Mio. Franken) einher, sondern auch eine Erhöhung der Vermögenssteuer (12,7 Mio. Franken) 

sowie eine Belastung über FAK-Beiträge für die Finanzierung von flankierenden Massnahmen 

im Sozial- und Bildungsbereich (30,8 Mio. Franken). Dazu kommen Mehrkosten für die 

Arbeitgeber durch die Anpassung des Kapitaleinlageprinzips (2,9 Mio. Franken) und durch die 

AHV-Finanzierung des Bundes (13,3 Mio. Franken). Weiter gilt es zu beachten, dass es durch 

den Antrag der Finanzkommission, den Handlungsspielraum der Gemeinden bei der 

Festsetzung des Steuersatzes für juristische Personen zu erhöhen, etliche Gemeinden geben 

wird, die eine deutlich höhere effektive Steuerbelastung aufweisen werden als die 

angestrebten 13%. In diesen Gemeinden werden KMU’s und ihre Eignerinnen und Eigner 

demzufolge höher belastet als bisher vorgesehen.  

 

Mit der Beibehaltung der Besteuerung von Dividenden aus massgeblichen Beteiligungen von 

60% anerkennt der Kantonsrat den Solothurnischen Kompromiss mit Gegenfinanzierungen 

und flankierenden Massnahmen und berücksichtigt die von der Finanzkommission beantragte 

Erhöhung des Handlungsspielraums bei der Festsetzung der Steuersätze für juristische 

Personen. 


